
Privatanfrage

1. Werden Sie sich dafür einsetzen, dass die staatlich anerkannten Ausbildungsverfahren 
Gesprächspsychotherapie und auch die Systemische Therapie sozialrechtlich zugelassen 
werden (Umsetzung des AOLG-Beschlusses)?

2. Werden Sie sich auch dafür einsetzen, dass der Gemeinsame Bundesausschuss (G-BA) in 
Zukunft nicht mehr über die Berufszulassung von PsychotherapeutInnen entscheidet, 
sondern sich – wie bei Ärzten auch – auf die Regelung der Berufsausübung beschränkt?

Das Ziel der politischen Arbeit der Piratenpartei ist eine größtmögliche Inklusion aller Menschen. 
Um dieses Ziel zu erreichen, beziehen wir die psychiatrische und psychotherapeutische Versorgung 
in unser Programm mit ein. Die Gesundheitspolitik hat die Ziele, medizinische und psychosoziale 
Hilfe zu gewährleisten, eine Behandlung zu garantieren, wo diese nötig ist, und die Gesundheit der 
Menschen zu erhalten. Deshalb setzen wir uns für eine psychiatrische und psychotherapeutische 
Versorgung der Menschen in der Bundesrepublik Deutschland ein, die die Bedürfnisse der Patienten
in den Mittelpunkt stellt.

Die Piratenpartei fordert darüber hinaus den zielgerichteten und zeitnahen Ausbau der 
gemeindenahen psychiatrischen Versorgung, eine inklusive Arbeitsmarktpolitik für Menschen mit 
psychischen Störungen sowie eine deutliche Verbesserung der rechtlichen Situation von Menschen 
mit psychischen Störungen. 

Gesundheitliche Aufklärung

Die Piratenpartei setzt sich für eine umfassende gesundheitliche Aufklärung als nächsten Schritt 
einer sozialen Inklusion von Menschen mit psychischen Störungen ein. In den Fokus der 
Aufklärung sollen vor allem jene Störungsbilder gerückt werden, die häufig von Vorurteilen und 
Ausgrenzungen betroffen sind und dadurch die Lebensqualität und medizinische Therapie der 
Betroffenen erheblich beeinträchtigen. Zusätzlich sollen auch die möglichen Behandlungs- und 
komplementären  Hilfsangebote und Einrichtungen in die Aufklärung einbezogen werden, um die 
Akzeptanz solcher in der Bevölkerung zu stärken und auch die Nutzung der Möglichkeiten, gleich 
ob stationär, teilstationär oder ambulant, mit weniger persönlichen Bedenken und Vorbehalten zu 
ermöglichen. Letztlich steht auch die Aufklärung der Betroffenen selbst im Blickpunkt der 
Piratenpartei, vor allem über ihre rechtlichen Ansprüche sowie Hilfsangebote.

Die Piratenpartei sieht die Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung (BZgA) als geeignete 
Stelle zur Koordinierung und Organisation der umfassenden Aufklärung. Die Piratenpartei sieht 
aber auch hier vor allem die öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten in der Pflicht, aber auch die 
privaten Sendeanstalten, Print- und Onlinemedien, ihren gesellschaftlichen Beitrag für eine 
wirksame gesundheitliche Aufklärung zu leisten. Besonderes Augenmerk sollte dabei auf die 
Vermittlung der Botschaft liegen, dass Menschen mit psychischen Störungen ein gleichberechtigter 
Teil der Gesellschaft sind. 

Mehr psychiatrische Abteilungen an allgemeinen Krankenhäusern   

Die Piratenpartei setzt sich dafür ein, den Ausbau von psychiatrischen Abteilungen in allgemeinen 
Krankenhäusern mit dem Ziel weiter fortzusetzen, dass alle Kreise und kreisfreien Städte im Sinne 
der gemeindenahen Psychiatrie mit psychiatrischen Abteilungen mit angeschlossenen Tageskliniken
und psychiatrischen Institutsambulanzen versorgt werden. In Planungsregionen sollen durch 



Bettenabbau in allgemeinen Krankenhäusern frei werdende Bettenkapazitäten für die Errichtung 
von psychiatrischen Abteilungen mit entsprechend qualifiziertem Personal verwendet werden. 
Dabei muss perspektivisch gewährleistet sein, dass diese zunächst kleinen Einheiten durch 
Bettenaufstockung und psychiatriegerechte bauliche Verbesserungen in überschaubarer Frist eine 
regionale, gemeindeorientierte Pflichtversorgung übernehmen können. Mittelfristiges Ziel ist das 
System der Fachkrankenhäuser durch ein flächendeckendes System von psychiatrischen 
Fachabteilungen an Allgemeinkrankenhäusern zu ersetzen (Beispiel Saarland). 

Mehr Psychiatrische Institutsambulanzen   

Die Piratenpartei unterstützt das Konzept der multiprofessionellen Psychiatrischen 
Institutsambulanzen als Teil der gemeindenahen psychiatrischen Versorgung und setzen sich für den
weiteren flächendeckenden Ausbau in der Bundesrepublik Deutschland ein. Psychiatrische 
Institutsambulanzen werden an den Psychiatrischen Abteilungen in den Allgemeinkrankenhäusern 
errichtet. Die Piratenpartei spricht sich dabei für die Ansiedlung von Psychiatrischen Abteilungen  
mit Psychiatrischen Institutsambulanzen in zentraler leicht erreichbarer Lage der Kreise und 
kreisfreien Städte ein, bei flächenweiten Kreisen sollen zusätzliche Außenstellen der 
Psychiatrischen Institutsambulanzen errichtet werden. Allgemeinkrankenhäuser, die für den Aufbau 
der  Psychiatrischen Abteilung zunächst mit psychiatrischen Stationen beginnen, sollen bereits mit 
diesen Stationen auch Psychiatrische Institutsambulanzen in Betrieb nehmen. 

Bausteine der komplementären Versorgung   
  
Die Piratenpartei fordert, dass in allen Gebietskörperschaften die Strukturen der sozialen, 
komplementären Versorgung für Menschen mit psychischen Störungen bedarfsdeckend aufgebaut 
bzw. (bei Trägerschaft von gemeinnützigen Vereinen) durch entsprechende Fördermittel erhalten  
werden. Diese komplementäre Versorgung ist das Kernstück der sozialen Inklusion; dazu gehört vor
allem die Unterstützung in den Bereichen Wohnen, Arbeit und Freizeit.

• Wohnen: Die meisten psychischen Störungen treten erstmalig in der Jugend und im frühen 

Erwachsenenalter auf. Für diesen Personenkreis haben sich betreute Wohngemeinschaften 
ebenso bewährt wie zur „Wiederbeheimatung“, zur Rückführung von Langzeitpatienten, die 
in sog. „Heime“ verschoben und dort ausgegrenzt wurden. Solche Wohngemeinschaften, oft 
unter Betreuung von Sozialarbeitern, sind bedarfsdeckend einzurichten. 

• Arbeit: Die Arbeitssituation der Betroffenen ist häufig fatal; entweder bleibt ihnen der 1. 

Arbeitsmarkt aufgrund der Stigmatisierung verschlossen, oder sie sind tatsächlich den 
Anforderungen nicht gewachsen. In Regionen, in denen langjährig sozialpsychiatrisch 
gearbeitet wurde, entstand eine Palette von Arbeitsmöglichkeiten im 3. Arbeitsmarkt, von 
einfachen Zuverdienstfirmen bis zu komplett autonomen Firmen, die weiter geführt werden 
müssen. 

• Freizeit: Die Freizeit sinnvoll mit anderen zu gestalten, ist für Menschen mit psychischen 

Störungen ebenfalls nicht so einfach wie für andere. Diverse Clubs, in denen sich alle (auch 
nicht Betroffene) treffen können, Patientencafés inmitten der Städte etc. sind daher 
unverzichtbare Bausteine einer komplementären sozialpsychiatrischen Versorgung. 



• Tagesstätten: Im Gegensatz zu Tageskliniken findet in Tagesstätten keine medizinische 

Versorgung statt, sondern Therapeuten aller Ausbildungstypen (z. B. Ergo-, Kunst- und 
Musiktherapeuten etc.) gestalten zusammen mit Beschäftigten der Gesundheits- und 
Krankenpflege, Sozialarbeit und engagierten Bürgern den Alltag der Betroffenen. 
Tagesstätten haben sich zudem als besonders nützlich erwiesen, wenn Demenzkranke ältere 
Menschen von ihren berufstätigen Kindern versorgt werden und müssen daher 
flächendeckend angeboten werden. 

Bundesweite Notrufnummer

Die Piratenpartei setzt sich dafür ein, dass in allen Notrufleitstellen psychiatrisch geschultes 
Personal eingesetzt wird. Dieses soll eine kurzfristige Krisenintervention in psychischen Krisen 
ermöglichen, ähnlich wie dies bereits in Israel gehandhabt wird. Für psychische Notfälle soll es eine
leicht zu merkende kostenfreie Rufnummer geben, die Anrufer mit der Leitstelle verbindet. Des 
weiteren soll psychiatrische Notfallhilfe per E-Mail und SMS ganztags erreichbar sein. 

Internetangebot des Bundesministerium für Gesundheit 
Die Piratenpartei fordert im Zuge der Aufklärung über psychische Störungen die Bereitstellung 
eines Internetangebotes vom Bundesministerium für Gesundheit (BMG) mit folgendem Inhalt: 

•  Datenbank aller praktizierenden Psychiater, Ärztlicher und Psychologischer 

Psychotherapeuten, Psychologen sowie aller psychiatrischen Fachkrankenhäuser mit:  

•  Adressen,

•  Wartezeiten/Anzahl freier Sprechstunden/Anzahl freier Plätze,

•  Fachgebiet,

•  Spezialgebiet,

•  Vorstellung und Erklärungen von Therapieangeboten,

•  Anträge zum Download und Antragserklärungen. 

An dieses Internetangebot soll eine Telefonhotline angeschlossen sein, die zu den Inhalten ebenfalls 
Auskunft geben kann. Die inhaltliche Ausgestaltung soll koordinierend vom BMG mit fachlicher 
Kompetenz erfolgen. 

Kenntnisse über psychiatrische Symptome und Krisenintervention   

Die Piratenpartei fordert, dass Ärzte in allen Fachbereichen, in denen sie mit Betroffenen mit 
psychiatrischen Diagnosen konfrontiert sind, vor allem aber in der Notfallmedizin, ausführliche und
fortlaufende psychiatrische Weiterbildungen erhalten. Besonders wichtig ist auch eine fundierte 
Ausbildung und Training von Fähigkeiten in Krisenintervention und Deeskalation von Ärzten, 
Polizei und Rettungsdienstpersonal. Diesen Inhalten muss bereits frühzeitig, also noch während des 
Studiums oder der Ausbildung, mehr Bedeutung beigemessen werden. 



Pflegepersonal in der Psychiatrie

Die Piratenpartei fordert eine deutliche Erhöhung des Personalschlüssels auf psychiatrischen 
Stationen. Des weiteren soll das Pflegepersonal auf psychiatrischen Stationen durch umfangreichere
und praxisbezogene Weiterbildungsmaßnahmen besser im Umgang mit Patienten mit psychischen 
Störungen geschult werden. 

Inklusive Arbeitsmarktpolitik für Menschen mit psychischen Störungen 
Sonderregelung   
 
Arbeitszeiten

Die Piratenpartei fordert eine umfassende Novellierung und Ausarbeitung der Regelungen im 
bisherigen Behindertenrecht, die den Menschen mit chronischen somatischen und chronischen 
psychischen Störungen, die auf Grund ihrer Störungen in ihrer Leistungsfähigkeit eingeschränkt 
sind, die Wahlmöglichkeit zu eröffnen, ein ihren Einschränkungen gerecht werdendes 
Arbeitszeitmodell auszuwählen. Es muss hierzu unter strengster Beachtung des Datenschutzes und 
Nutzung der Aufsichtsbehörden gewährleistet werden, dass die Annahme eines Arbeitszeitmodells 
diskriminierungsfrei und erfolgreich ermöglicht wird. 

Sonderregelung Urlaubszeiten

Die Piratenpartei fordert eine Reform der gesetzlichen Regelungen, um Menschen mit chronischen 
psychischen Störungen, entsprechend ihres störungsbedingten Erholungsbedarfs, mehr Urlaubstage 
zu gewähren.

Zu den Sonderregelungen von Arbeits- und Urlaubszeiten sollen die Verbände der Arbeitgeber, der 
medizinischen Wissenschaften und der Betroffenen gemeinsam die Arbeitszeitmodelle und die 
Vorschläge für zusätzliche Urlaubstage im Rahmen einer Enquete-Kommission im Deutschen 
Bundestag erarbeiten und vorstellen, damit der Deutsche Bundestag  darüber beschließen kann. Die 
Piratenpartei setzt sich im Deutschen Bundestag dafür ein, dass die Vorschläge der Enquete-
Kommission zur Abstimmung gestellt werden.

Freistellungsoption von Mehrarbeit für Menschen mit psychischen Störungen

Die Piratenpartei fordert eine Freistellungsoption bei Mehrarbeit für Menschen mit chronischen 
psychischen Störungen, ähnlich der Regelung in §124 SGB IX, Fassung Art. 13 Abs. 26 G v. 
12.4.2012 I 579), für Menschen mit Schwerbehinderung.

Rechte der psychiatrischen Patienten 
Persönliches Budget

Seit dem 1. Januar 2008 haben Menschen mit Anspruch auf Teilhabeleistungen einen 
Rechtsanspruch auf das Persönliche Budget. Die Piratenpartei unterstützt dieses Konzept als 



Teilschritt zur Verwirklichung der Inklusion von Menschen mit gesundheitlichen Erkrankungen 
bzw. Störungen und wirken an seiner stetigen realitätsgerechten Verbesserung mit. 
Antragsstellungen sollen unabhängig  vom Leistungsträger einfach und unbürokratisch ermöglicht 
werden. Des Weiteren fordert die Piratenpartei, dass Menschen mit Anspruch auf Teilhabeleistungen
umfassend über diese Rechtsansprüche und das Beantragungsverfahren informiert werden. 

Qualität in der Diagnostik

Die Piratenpartei fordert eine Reform der Richtlinien, die eine sorgfältigere psychiatrische 
Diagnostik sicherstellen. Psychiatrische Diagnosen müssen ausreichend begründet und gesichert 
sein, bevor sie gestellt werden dürfen. Die Diagnosen sind mit dem Patienten zu besprechen. Die 
wissenschaftlichen Fachverbände und Betroffenenverbände sollen gemeinsam eine Reform der 
Richtlinien erarbeiten, die die notwendige Gewissenhaftigkeit bei der Diagnosestellung 
sicherstellen, aber auch den Anforderungen des klinischen Alltags gerecht werden. Zusätzlich soll 
ermöglicht werden, nicht oder nicht mehr zutreffende Diagnosen auf Antrag des Betroffenen 
löschen zu lassen. Dafür erforderliche Richtlinienänderungen sollen von den wissenschaftlichen 
Fachverbänden und Betroffenenverbänden gemeinsam erarbeitet werden. 
 

Freier Zugang zu Patientenakten

Jeder Patient hat das Recht, seine Patientenakte in vollem Umfang zu lesen. Die Piratenpartei 
fordert für alle Patienten den freien, uneingeschränkten Zugang zu ihren Patientenakten. Die 
Einsichtnahme soll unbürokratisch, kostenfrei, zeitnah und in therapeutischer Umgebung (Begleit-
Pflicht) ermöglicht werden. 

Weniger bürokratische Hürden für Patienten
  
Die Piratenpartei setzt sich dafür ein, dass Patienten, die sich in psychiatrischer Behandlung 
befinden oder sich in eine solche begeben wollen, ab dem Zeitpunkt der Feststellung der 
Behandlungsbedürftigkeit den Anspruch darauf erhalten, von einem Sozialarbeiter oder -pädagogen 
Unterstützung zu bekommen, wenn sich abzeichnet, dass der Patient mittel- bis langfristig nicht in 
der Lage sein wird, eigenständig seinen Alltag zu bewältigen. Diese Unterstützung soll dem 
Patienten alltagspraktische Hilfestellung bieten, ohne dass dafür ein Betreuungsverfahren eingeleitet
werden muss. 

Das komplette Wahlprogramm können Sie sich hier ansehen:

Quelle: wiki.piratenpartei.de/Bundestagswahl_2013/Wahlprogramm


